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Teil 1

Grundlagen und Begriffsklärung

Kapitel 1

Grundlagen

A. Themenstellung und Horizont der Arbeit

„Seitdem es ein konstitutionelles Leben in Deutschland gibt und namentlich
seit der deutschen Revolution ist die Verteilung des parlamentarischen Wahl-
rechts eine der umstrittensten Fragen unserer Verfassungspolitik geworden. All-
gemeines Stimmrecht und Dreiklassenwahl, Zensus und Interessenvertretung
sind seitdem Gegenstand des leidenschaftlichsten politischen Streits (. . .)“, so
lautet rückblickend der analytische Befund des Staatsrechtlers Rudolf Smend.1

Vor der Projektionsfläche unseres heutigen egalitär-modernen Selbstverständnis-
ses von Demokratie stellt die Gleichheit des Wahlrechts ein in Bedeutung und
Tragweite kaum zu überschätzendes, aus dem politischen Leben nicht wegzu-
denkendes Prinzip dar, „denn das Individuum“, so der inhaltlich übereinstim-
mende Kanon, „kann sich außerhalb seiner staatsfreien Sphäre in der staatlichen
Zwangsgemeinschaft, der es nicht zu entrinnen vermag, allein in der Weise ein
Stück Freiheit und ein Stück Selbstbestimmung wahren, daß es selber an der Bil-
dung des Staatswillens beteiligt wird“2. Als „Instrument zur Verwirklichung der
Volkssouveränität“3 hat der Grundsatz der gleichen Wahl seinen Niederschlag in
Art. 38 Abs. 1 S. 1 GG gefunden und dient der Gewährleistung der Partizipa-
tionsmöglichkeit des gesamten Volkes an der politischen Willensbildung ohne
Rücksicht auf etwaige gesamtgesellschaftliche Ungleichheiten.4 Aber auch wenn

1 R. Smend, Maßstäbe des parlamentarischen Wahlrechts in der deutschen Staatstheo-
rie des 19. Jahrhunderts (1911), in: ders. (Hrsg.), Staatsrechtliche Abhandlungen und
andere Aufsätze, 2. Aufl. 1968, S. 19 (19).

2 Z. Giacometti, Die Demokratie als Hüterin der Menschenrechte – Festrede zur
121. Stiftungsfeier der Universität Zürich, in: Jahresbericht der Universität Zürich
1953/1954, 1954, S. 3 (6).

3 M. Morlok, in: H. Dreier (Hrsg.), Kommentar zum Grundgesetz, Bd. II, 3. Aufl.
2015, Art. 38 Rn. 99.

4 So das Bundesverfassungsgericht in ständiger Rechtsprechung, siehe nur BVerfGE
8, 51 (69); 14, 121 (132); 41, 1 (12); 51, 222 (234); 69, 92 (106). Das Gericht fährt in
diesem Kontext fort, im Rahmen der freiheitlich-demokratischen Grundordnung des
Grundgesetzes sei die Gleichbewertung aller Staatsbürger bei der Ausübung des Wahl-



Demokratie heute denknotwendigerweise mit dem Postulat des gleichen Wahl-
rechts im Sinne von „one man one vote“5 verknüpft ist6, darf diese Tatsache
nicht darüber hinwegtäuschen, daß das bestehende Wahlsystem nichts von Natur
Gegebenes, Unumstößliches ist.

Schon die naheliegende Rückbesinnung auf die deutsche Geschichte belehrt
uns schnell eines Besseren: Ganz offensichtlich blickt der allgemeine Gleich-
heitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) hier auf eine wesentlich längere Tradition zurück als
der Satz der Wahlgleichheit.7 Während der Ursprung des allgemeinen Gleich-
heitssatzes schon im Frühkonstitutionalismus zu verorten ist – als Nachweis hier-
für kann beispielsweise die oktroyierte Verfassung für das Königreich Bayern
vom 26. Mai 18188 bemüht werden, in der Maximilian I. Joseph seinem Volk die
Zusage der „Gleichheit der Gesetze und vor dem Gesetze“ macht –, erweist es
sich für die Verfassungstradition dieser Epoche als geradezu charakteristisch,
eben jenen Gleichheitsanspruch nicht auch konsequent auf das Wahlrecht zu
übertragen, was – vor dem Hintergrund unseres heutigen Demokratieverständnis-
ses befremdlich – den liberalen Vorstellungen der damaligen Zeit durchaus nicht
widerstrebte9.
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rechts eine der wesentlichen Grundlagen dieser Staatsordnung und der Grundsatz der
Gleichheit der Wahl (Art. 3 Abs. 1, Art. 28 Abs. 1 S. 2 GG) verlange, daß allen Staats-
bürgern das aktive und passive Wahlrecht in formal möglichst gleicher Weise gewährt
würde (siehe exemplarisch BVerfGE 6, 84 [91]; 11, 351 [360 f.]; 12, 73 [77]; 13, 243
[246]; 16, 130 [138]; 41, 399 [413]; 51, 222 [234]; 69, 92 [106]; 93, 373 [376]; 95, 335
[368]; 95, 408 [417]). Heute soll das Wahlrecht „Bürger und Stimmen nicht gewichten,
sondern nur zählen“, siehe E.-W. Böckenförde, HStR3 II, § 24 Rn. 42.

5 Diese heute sehr geläufige und in wissenschaftlichen Abhandlungen zur Demokra-
tie unzählige Male bemühte Formel begegnet uns zum ersten Mal in der zweiten Hälfte
des 18. Jahrhunderts im Rahmen der Forderung des allgemeinen Wahlrechts für alle
erwachsenen, männlichen Bewohner Englands und taucht dann allen voran in den eng-
lischen Reformbewegungen im 19. Jahrhundert erneut auf; siehe hierzu: D. Hilger, Ed-
mund Burke und seine Kritik an der Französischen Revolution, 1960, S. 136 und weiter-
führend J. H. Plumb, England in the Eighteenth Century (1714–1815), Harmondsworth
1950.

6 Mahnend schon H. Kelsen, Vom Wesen und Wert der Demokratie, 2. Aufl. 1929,
S. 101 im Hinblick auf den gleichen Achtungsanspruch jeder politischen Willensäuße-
rung, unabhängig von deren Inhalt: „Demokratie schätzt den politischen Willen jeder-
manns g l e i c h ein, wie sie auch jeden politischen Glauben, jede politische Meinung,
deren Ausdruck ja nur der politische Wille ist, gleichermaßen achtet“, Hervorhebung
i. O., A. S.

7 H. Meyer, Wahlsystem und Verfassungsordnung – Bedeutung und Grenzen wahl-
systematischer Gestaltung nach dem Grundgesetz, 1973, S. 83.

8 Verfassungsurkunde für das Königreich Bayern vom 26. Mai 1818, Vor I. Allge-
meine Bestimmungen, Bayerisches Gesetzblatt 1818, S. 101, abgedruckt in: E. R. Huber
(Hrsg.), Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 1, 3. Aufl. 1978, Nr. 53
(Nr. 51), S. 155 (156); siehe hierzu auch den knappen Hinweis bei Meyer, Wahlsystem
(Fn. 7), S. 83 f. und die ausführliche Darstellung auf S. 215 ff.

9 E. R. Huber, Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. I, 2. Aufl. 1967,
S. 352; Meyer, Wahlsystem (Fn. 7), S. 84.



Bei Immanuel Kant (1724–1804)10 beispielsweise wird die Stimmberechtigung
nicht bedingungslos allen (männlichen) Einwohnern eines gewissen Alters zuteil,
sondern an ein Mindestmaß von Vermögen als Ausdruck nicht nur wirtschaft-
licher, sondern – viel wichtiger noch – persönlicher Selbständigkeit und mithin
politischer Mündigkeit geknüpft, wenn es in seiner Schrift „Über den Gemein-
spruch: Das mag in der Theorie richtig sein, taugt aber nicht für die Praxis“ aus
dem Jahre 1793 heißt: „Derjenige nun, welcher das Stimmrecht in dieser Gesetz-
gebung hat, heißt ein Bürger (citoyen, d. i. Staatsbürger, nicht Stadtbürger, bour-
geois). Die dazu erforderliche Qualität ist außer der natürlichen (daß es kein
Kind, kein Weib sei) die einzige: daß er sein eigener Herr (sui iuris) sei, mithin
irgend ein Eigenthum habe (wozu auch jede Kunst, Handwerk oder schöne Kunst
oder Wissenschaft gezählt werden kann), welches ihn ernährt (. . .).“11

Nicht anders läßt sich letztlich auch nur ansatzweise erklären, warum bei-
spielsweise das Preußische Dreiklassenwahlrecht12, das 1849 eingeführt worden
war, trotz Etablierung des allgemeinen und gleichen (Männer-)Wahlrechts auf
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10 Siehe hierzu ausführlich auf S. 191 ff.
11 I. Kant, Über den Gemeinspruch: Das mag in der Theorie richtig sein, taugt aber

nicht für die Praxis (1793), Zweiter Abschnitt (zitiert nach der Akademie-Ausgabe,
Bd. VIII, 1912, S. 295, Hervorhebungen i.O., A. S.). Zum grundsätzlichen Ausschluß
der Besitzlosen, Ungebildeten und Frauen aus der „bürgerlichen Gesellschaft“ siehe
exemplarisch H.-U. Wehler, Deutsche Gesellschaftsgeschichte, Bd. I, 1987, S. 238. Mit
dieser Forderung, den Kreis der Wähler auf diejenigen zu begrenzen, die über ein Min-
destmaß an Vermögen als Ausdruck ihrer politischen Mündigkeit verfügen, steht Kant
keineswegs allein. Ganz im Gegenteil – eine derartige Argumentation ist geradezu cha-
rakteristisch für das politische Denken des liberalen Lagers im 18. und 19. Jahrhundert:
So konstatiert beispielsweise auch Wilhelm Traugott Krug (1770–1842), der 1805 Kant
auf seine Professur in Königsberg nachfolgte, in seinem 1818 erschienenen „System der
praktischen Philosophie“ (siehe W. T. Krug, System der praktischen Philosophie, Bd. I,
Wien 1818, S. 275, 245) ganz selbstverständlich: „Wenn von bürgerlicher Gleichheit
die Rede ist, so kann darunter vernünftigerweise nichts anderes verstanden werden als
die Gleichheit vor dem Gesetze, d.h. der gleiche Anspruch, den alle Glieder der bürger-
lichen Gesellschaft auf den Schutz des Gesetzes und der dasselbe mit Gerechtigkeit
handhabenden Staatsgewalt haben. (. . .) Wer also den vollen Gebrauch seiner Vernunft
und Freiheit hat oder, was ebensoviel heißt, mündig und äußerlich unabhängig ist, der
ist Staatsbürger in der engeren Bedeutung, die übrigen Glieder der bürgerlichen Gesell-
schaft aber sind nur in der weiteren. Man könnte jene auch aktive, diese passive Staats-
bürger oder bloße Staatsgenossen nennen.“ Beim Göttinger Historiker Arnold Hermann
Ludwig Heeren (1760–1842) heißt es ein Jahr zuvor lapidar: „Ist aber der Begriff des
Eigentümers von dem des Staatsbürgers unzertrennlich, so fällt auch der Grundsatz der
politischen Gleichheit über den Haufen; denn es versteht sich alsdann von selbst, daß
der größere Eigentümer auch eines größeren Anteils an der Gesetzgebung genießen
muß als derjenige, der weniger oder nichts hat“, A. H. L. Heeren, Ueber die Entstehung,
die Ausbildung und den practischen Einfluß der politischen Ideen in dem neueren
Europa, Kleine hist. Schr., Bd. 1, Wien 1817, S. 348 f. Ein Hinweis auf diese und die
zuvor zitierte Stelle findet sich u. a. bei M. Riedel, Art. Gesellschaft, bürgerliche, in:
O. Brunner/W. Conze/R. Koselleck (Hrsg.), Geschichtliche Grundbegriffe. Historisches
Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutschland, Bd. 2, 1975, S. 719 (771 f.).

12 Siehe hierzu ausführlich auf S. 278 ff.


